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Der Wandel des Parteiensystems und  
die Präsidentialisierung der Politik  
Im Oktober 2009 blickte Argentinien auf 26 Jahre ununterbrochener Demo-
kratie zurück. Die Bedeutung einer solchen Aussage wird klar, wenn man 
sich vor Augen hält, dass die längste Demokratiephase zuvor nur 18 Jahre 
gedauert hatte und lange zurückliegt: Zwischen 1912 und 1930 wurde Ar-
gentinien erstmals demokratisch regiert. Seitdem wurde ein großer Teil des 
politischen Lebens des Landes von Militärputschen, semi-autoritären Regie-
rungen, dem Verbot politischer Bewegungen und einer blutigen Militär-
diktatur bestimmt. Wir blicken somit heute auf den längsten Zeitraum de-
mokratischer Stabilität der argentinischen Geschichte zurück. Dieser Rah-
men ungewöhnlicher Kontinuität bietet eine hervorragende Gelegenheit, um 
Bilanz zu ziehen im Hinblick auf das Funktionieren der demokratischen 
Institutionen des Landes. In den folgenden Ausführungen geht es in erster 
Linie um die politischen Parteien. Konkret stellt sich uns die Frage, welche 
Faktoren in Argentinien die Entstehung eines stabilen Parteiensystems ver-
hindert haben und welche Konsequenzen dies nach sich zieht.  
Den mit dem argentinischen Fall mehr oder weniger vertrauten Leser 
mag die Behauptung verwundern, es gebe in Argentinien kein stabiles Par-
teiensystem. Dies zum einen, weil alle Präsidenten seit 1983 bis zur Gegen-
wart einer der beiden großen traditionellen Parteien, der Unión Cívica 
Radical (UCR; Radikale Bürgerunion bzw. Radikalismus) oder dem peronis-
tischen Partido Justicialista (PJ) angehörten. Zweitens, weil die beiden zah-
lenmäßig größten Blöcke im Kongress sich aus Vertretern des Justizialismus 
und des Radikalismus zusammensetzen, mit einem deutlichen Vorteil der 
ersten gegenüber der zuletzt genannten politischen Kraft: Seit 1983 verfügte 
der PJ immer über eine Mehrheit im Senat, zunächst über die einfache 
Mehrheit und seit 1987 über die absolute Mehrheit. Drittens, weil der PJ im 
Unterschied zu der unter starken Stimmenverlusten leidenden UCR eine 
dominante Position aufrechtzuerhalten vermochte. Angesichts dieser Tatsa-
chen könnte man behaupten, dass das Parteiensystem vorhersagbare Züge 
aufweist: Man weiß zumindest, dass der Justizialismus bzw. – umgangs-
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sprachlicher formuliert – der Peronismus über eine Mehrheit verfügt und zu 
erwarten ist, dass sich daran auch nichts ändert. 
Das Parteiensystem ist jedoch weniger stabil, als es auf den ersten Blick 
erscheinen mag. Dies ist sowohl auf Veränderungen des Wählerverhaltens 
als auch auf die politischen Parteien selbst zurückzuführen. Zu beobachten 
ist eine Loslösung der Wähler von den Parteien und ein zunehmend volatiles 
Wahlverhalten. Die Fragmentierung der Parteienlandschaft hängt mit institu-
tionellen Faktoren zusammen, insbesondere mit entsprechenden Anreizen im 
Bereich der Parteiengesetzgebung, mit organisatorischen Besonderheiten der 
Parteien sowie mit einigen Merkmalen des Wahlprozesses. Das Fehlen eines 
stabilen Parteiensystems verstärkt die Personalisierung der politischen 
Machtausübung, was zwei Konsequenzen nach sich zieht: zum einen die 
bekannte Tatsache, dass der Präsident das Gravitationszentrum der repräsen-
tativen Regierung bildet; zum anderen, dass die Personalisierung der Macht 
die Stabilität der Regierungen gefährdet, wenn die Demokratie the only ga-
me in town ist, wie man an den Rücktritten einiger Präsidenten ersehen kann. 
Es ist nicht auszuschließen, dass solche Entwicklungen in Ländern mit insta-
bilen Parteiensystemen zu einem permanenten Merkmal der Politik werden.  
Der Beitrag ist folgendermaßen gegliedert. Im ersten Abschnitt werden 
die wichtigsten Veränderungen des Parteiensystems seit 1983 vorgestellt, um 
dessen instabilen Charakter aufzuzeigen. Im zweiten und dritten Abschnitt 
geht es um jene Faktoren, die diese Instabilität bewirken: zum einen das 
Wählerverhalten und die Distanzierung der Wähler von den Parteien, zum 
anderen institutionelle Faktoren wie die Regulierung und Organisation der 
Parteien. Im Mittelpunkt des vierten Abschnitts steht das Problem der Perso-
nalisierung der Macht und das (damit zusammenhängende) Phänomen der 
Präsidenten-Rücktritte. Im Schlusskapitel geht es um den Einfluss des insta-
bilen Parteiensystems auf die präsidiale Demokratie. 
 
1. Das Parteiensystem seit 1983  
Im Dezember 1983 kehrte Argentinien – wieder einmal – zur Demokratie 
zurück, konfrontiert mit dem belastenden Erbe des brutalen Militärregimes, 
das 1976 die Macht an sich gerissen hatte: den schmerzlichen Nachwehen 
der Repression, einem verlorenen Krieg – dem Malvinen-Krieg – und einer 
hoch verschuldeten und verarmten Wirtschaft. Verständlicherweise folgten 
der Ankündigung der demokratischen Öffnung Mitte 1982 beredte Bekun-
dungen der Unterstützung der Demokratie. Als Beleg für den Enthusiasmus, 
den dieser Neuanfang in der Gesellschaft auslöste, mag die beeindruckende 
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Zahl neuer Parteimitglieder dienen. Im März 1983 wurden laut offizieller 
Daten 2.966.472 Parteibeitritte registriert, von denen 1.489.565 auf den PJ, 
617.251 auf die UCR und der Rest auf andere Parteien entfielen (El Bimestre 
Político y Económico 1983: 67). Auf diese Weise rückten die beiden großen, 
landesweit verankerten Parteien UCR und PJ erneut ins Zentrum der politi-
schen Präferenzen der Wähler.  
Die neue demokratische Epoche wurde mit einem überraschenden Resul-
tat eingeläutet: dem Ende der seit 1945 bestehenden Vorrangstellung des 
Peronismus. Der von Raúl Alfonsín angeführten UCR gelang mit 52% der 
Stimmen das bis dahin Undenkbare, nämlich den Justizialismus bei Wahlen 
zu überflügeln. Auf den Präsidentschaftskandidaten des PJ, Italo Luder, ent-
fielen 40% der Stimmen. Damit zeigte sich bei diesen Gründungswahlen klar 
ein auf zwei Parteien beschränktes Konkurrenzsystem. Die UCR und der PJ 
vereinten 92% der Stimmen bei den Präsidentschaftswahlen und fast 87% 
der Stimmen bei den Parlamentswahlen auf sich. Bei den folgenden Wahlen 
sollte es jedoch zu Neuerungen kommen, die sich in aller Kürze wie folgt 
darstellen. 
Zu dem im Wahlkampf von 1983 eingeführten Zweiparteien-System 
kam als Neuigkeit das Phänomen des Machtwechsels hinzu. Dies geschah 
1989, als der PJ die Präsidentschaft nach einem turbulenten Ende der Regie-
rung Alfonsín inmitten einer Hyperinflationskrise übernahm. Bemerkenswert 
war dabei, dass eine viel weniger dramatische Situation als die der Hyperin-
flation früher ein ausreichender Anlass für einen Militärputsch gewesen wä-
re. In diesem Fall erlangte der Machtwechsel jedoch eine andere Bedeutung: 
Zum ersten Mal in der argentinischen Geschichte übergab eine demokratisch 
gewählte Regierung nach demokratischen Wahlen friedlich die Macht an 
eine neue Regierung, die von einer anderen Partei gestellt wurde.  
Ab 1989 wurde der PJ zur dominierenden Partei. Er gewann drei aufei-
nanderfolgende Parlamentswahlen und eine Präsidentschaftswahl. Die Par-
lamentswahlen von 1997 und die Präsidentschaftswahl von 1999 kehrten 
diese Tendenz jedoch erneut um und fügten dem politischen Spiel zwei neue 
Varianten hinzu. Einerseits kam es zur Bildung einer Koalitionsregierung, 
der sogenannten Alianza, die sich aus der UCR und einer neuen politischen 
Gruppierung, dem FREPASO (Frente Para un País Solidario – Front für ein 
Solidarisches Land) zusammensetzte. Andererseits war es das erste Mal, 
dass der PJ eine Wahlniederlage erlitt, während er an der Macht war. Das 
Kandidatengespann der Alianza, Fernando de la Rúa und Carlos Álvarez, 
konnte 48,5% der Stimmen auf sich vereinen, deutlich mehr als die 38% des 
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PJ. Der PJ erzielte 1999 das schlechteste Ergebnis, seit er 1946 erstmals bei 
Wahlen angetreten war. Dennoch war diese Partei bei den Gouverneurswah-
len in den Provinzen, von denen einige vor den nationalen Wahlen stattfan-
den, der klare Gewinner. Sie setzte sich in 14 von 23 Provinzen durch, da-
runter in den drei politisch wichtigsten und hinsichtlich des Wählerpotentials 
größten Provinzen Buenos Aires, Santa Fe und Córdoba.  
Die Parlamentswahlen vom Oktober 2001 markierten einen Wendepunkt 
für das Parteiensystem, insbesondere aufgrund der starken Ablehnung, die 
die an der Regierung beteiligten Parteien erfuhren. So musste die Alianza 
nur zwei Jahre nach ihrem Triumph von 1999 dramatische Stimmenverluste 
hinnehmen. Sie büßte nicht weniger als 4.531.465 Stimmen ein. Die 1998 
von Domigo Cavallo, Wirtschaftsminister der Regierungen Menem und De 
la Rúa, gegründete Partei Acción por la República (APR) verlor beinahe ihre 
gesamte Wählerschaft (1.200.607 Stimmen). Die Verluste des Peronismus 
waren geringer und beliefen sich auf 667.130 Stimmen. Zweifellos waren 
die Alianza und die APR die großen Verlierer auf nationaler Ebene. Zugleich 
entfielen 22% der abgegebenen Stimmen auf leere und ungültige Stimmzet-
tel (Escolar et al. 2002: 28). Angesichts der in Argentinien herrschenden 
Wahlpflicht (wobei das Nichtwählen allerdings kaum sanktioniert wird) ist 
es bemerkenswert, dass auch die Wahlenthaltung zunahm. 1999 lag der An-
teil der Nichtwähler bei 19,6% der Wahlberechtigten, 2001 sogar bei 
27,23%. Wie bei vielen anderen Wahlen tauchte auch 2001 eine neue rele-
vante politische Gruppierung auf, die im gemäßigt linken Lager angesiedelte 
Argentinos por una República de Iguales (ARI). Die folgende Tabelle fasst 
diese Informationen zusammen und vergleicht die bei den Parlamentswahlen 
von 1999 und 2001 erzielten Ergebnisse der Parteien miteinander. 
 
Tabelle 1: Die Parlamentswahlen von 1999 und 2001.  
Wichtigste politische Gruppierungen 
 Alianza PJ 
PR 
ARI Leere 
Stimmzettel
Ungültige 
Stimmen 
Nicht-
wähler 
1999 7.590.034 5.476.625 1.374.675 - 819.384 161.760 4.463.092 
% 41,73 28,8 7,5 - 4,5 0,92 19,6 
2001 3.058.569 4.809.495 174.068 1.078.096 1.704.514 2.261.332 6.777.624 
% 16,9 26,6 1,0 6,0 9,4 12,5 27,23 
Quelle: Escolar et al. (2002). 
 
Der Wandel des Parteiensystems und die Präsidentialisierung der Politik 163
Die Parlamentswahlen von 2001, die inmitten einer tief greifenden Wirt-
schaftskrise und wachsender Unzufriedenheit der Bevölkerung stattfanden, 
beeinträchtigten die Legitimität der Regierung erheblich. Schon wenige Mo-
nate später sah sich Präsident De la Rúa (UCR) angesichts der Verschlechte-
rung der wirtschaftlichen Situation und zunehmend gewalttätiger sozialer 
Unruhen zum Rücktritt veranlasst. Seinen Platz nahmen – entsprechend den 
Regeln der Verfassung, die die Entscheidung über die Nachfolge in die Hän-
de des Kongresses legte – zwei dem Justizialismus angehörende Politiker 
ein. Der erste, Rodríguez Saá, Gouverneur der kleinen Provinz San Luis, trat 
bereits eine Woche später wegen mangelnder Unterstützung durch die eigene 
Partei wieder zurück. Auf ihn folgte Eduardo Duhalde, Senator und Partei-
chef des PJ in der mächtigen Provinz Buenos Aires.  
Die Auswirkungen der Krise von 2001 und die infolge des wirtschaftli-
chen Debakels hervorgerufene Instabilität der Regierung machten sich bei 
den Präsidentschaftswahlen von 2003 deutlich bemerkbar. Diesbezüglich 
lassen sich drei Entwicklungen festhalten. Erstens entfielen 2003 auf die 
beiden am meisten gewählten Gruppierungen nur noch 46,7% der Stimmen. 
1983 hatte dieser Anteil noch bei 91,9% gelegen, 1989 bei 79,9%, 1995 bei 
73,3% und 1999 bei 86,6%. Zweitens fällt die große Zahl der den Peronisten 
und den Radikalen zuzurechnenden Präsidentschaftskandidaturen auf. Er-
fasst man die Kandidaten entsprechend ihrer Zugehörigkeit zu einer Partei-
familie (Peronismus oder Radikalismus) und nicht entsprechend dem Etikett, 
mit dem sie bei den Wahlen antraten, so entfielen auf beide Lager jeweils 
drei Kandidaturen. Drittens ist zu erwähnen, dass der offizielle Kandidat der 
UCR nur 1,9% der Stimmen erhielt und der für den PJ kandidierende und 
schließlich zum Präsidenten gewählte Néstor Kirchner nur magere 23%. 
Zwar hätte Kirchner im zweiten Wahlgang mit großer Wahrscheinlichkeit 
die absolute Mehrheit erlangt, aber sein Gegenkandidat für die Stichwahl, 
der ebenfalls dem PJ angehörende ehemalige Präsident Carlos Menem, raub-
te ihm diese Möglichkeit, indem er seine Kandidatur zurückzog.  
Die Parlamentswahlen von 2005 deuteten ebenso wie die Präsident-
schaftswahlen von 2007 auf eine Neuordnung der politischen Kräfte hin. Ein 
erstes Merkmal dieser Wahlen war die Fragmentierung der nicht dem pero-
nistischen Lager angehörenden Kräfte, ein zweites der Versuch Präsident 
Kirchners, den Peronismus umzugestalten. Mit diesem Ziel förderte er die 
Festigung einer zwar dem Justizialismus anhängenden, aber davon unabhän-
gigen politischen Gruppierung, des sogenannten “Frente para la Victoria – 
Front für den Sieg”), der in einigen Distrikten mit den dem traditionellen 
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Justizialismus angehörenden Kandidaten konkurrierte. Ebenso war Kirchner 
darum bemüht, abtrünnige Sektoren der UCR für seine Wahlkoalition zu 
gewinnen. Diese Bemühungen fruchteten bei den Präsidentschaftswahlen 
von 2007. Bei diesen Wahlen trat Kirchners Ehefrau Cristina Fernández als 
Präsidentschaftskandidatin an und ergänzte ihr Team um den ursprünglich 
dem Radikalismus zugehörigen Ex-Gouverneur Julio Cobos als Kandidat für 
das Amt des Vizepräsidenten. 
Schließlich seien kurz die Parlamentswahlen vom Juni 2009 erwähnt. 
Weniger als zwei Jahre, nachdem Cristina Fernández de Kirchner die Nach-
folge ihres Mannes im Präsidentenamt angetreten hatte, verlor sie einen gro-
ßen Teil der Stimmen, die ihr zur Wahl verholfen hatten. Das für ihre Regie-
rung bestimmende Schlüsselereignis war der anhaltende Konflikt, den sie 
zwischen März und Juli 2008 mit dem Agrarsektor austrug. Diese Auseinan-
dersetzung war durch die Entscheidung des Wirtschaftsministers ausgelöst 
worden, die Steuerabgaben auf die Getreideexporte anzuheben, was vor al-
lem die Sojaprodukte betraf. Abgesehen von den starken Reaktionen des 
landwirtschaftlichen Sektors, der sich in Form von Protesten, massiven De-
monstrationen und Produzentenstreiks äußerte, kamen die Schwierigkeiten 
hinzu, ein Abkommen zwischen Regierung und Agrarsektor zu erzielen. Die 
Präsidentin beschloss, dem Kongress diese Entscheidung zu übertragen. In 
der Hoffnung, das Parlament würde sie unterstützen, wollte sie den Konflikt 
auf diese Weise beenden. Die im politischen Jargon als Resolución 125 be-
kannte Entscheidung erlangte nach vielen Veränderungen und langen Ver-
handlungen die Zustimmung der Abgeordnetenkammer. Sie wurde jedoch 
nicht vom Senat gebilligt. Dieser spaltete sich in zwei Lager, sodass es bei 
der Abstimmung zu einem Patt kam. Infolgedessen sah sich der Vizepräsi-
dent dazu gezwungen, die Wahl mit seiner Stimme zu entscheiden. In einer 
mit Spannung und Dramatik aufgeladenen Entscheidung stimmte er gegen 
den Vorschlag der Präsidentin. Auf diese Weise wurde die Resolución 125 
abgeschmettert, was nicht nur eine punktuelle politische Niederlage für die 
Regierung bedeutete, sondern aufgrund der Gegenstimme des Vizepräsiden-
ten auch eine Krise in der Regierungskoalition herbeiführte.  
In der Hoffnung, die Wirkung dieser – durch die internationale Krise 
verstärkten – Niederlage und anderer Irrtümer zu dämpfen, beschloss die 
Regierung, die Zwischenwahlen zur Legislative von 2009 um einige Monate 
vorzuziehen. Es gelang ihr, den Kongress zur Aufhebung eines Gesetzes zu 
veranlassen, das als Termin für die Parlamentswahlen den dritten Sonntag im 
Oktober vorsah. Stattdessen sollten die Wahlen am 28. Juni abgehalten wer-
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den. Der enge die Präsidentin umgebende Kreis, in dem die mächtige Figur 
des ehemaligen Präsidenten Ernesto Kirchner hervorstach, spekulierte da-
rauf, auf diese Weise die Aussichten auf einen Wahlsieg zu verbessern und 
damit die Regierungskoalition zu stärken. Die Rechnung ging jedoch nicht 
auf, und die Regierung erlitt erneut eine Niederlage. 
Buenos Aires war derjenige Distrikt, in dem die entscheidende Ausei-
nandersetzung ausgefochten wurde. Es ist die größte Provinz des Landes und 
das Hauptbollwerk des PJ, insbesondere in dem unter der Bezeichnung 
“Conurbano” bekannten Gebiet, das die Hauptstadt umgibt und ungefähr 
8 Mio. Einwohner beherbergt. Ex-Präsident Kirchner trat in diesem Distrikt 
als Kandidat des PJ für das nationale Abgeordnetenhaus an. Um eine Streu-
ung der peronistischen Stimmen zu verhindern, setzte er verschiedene Bür-
germeister des “Conurbano” und sogar den Gouverneur der Provinz Buenos 
Aires unter Druck, damit sie ihn unterstützten. Sie sollten gemeinsam mit 
ihm auf einer Liste antreten und für Ämter kandidieren, die hierarchisch 
niedriger angesiedelt waren als diejenigen, die sie bekleideten. So trat der 
Gouverneur der Provinz Buenos Aires, dem noch zwei Jahre seines Manda-
tes verblieben wären, für einen Sitz als Provinzabgeordneter an, und die 
Bürgermeister ließen sich als Kandidaten für Gemeinderäte aufstellen. 
Kirchners Hauptrivale war eine Koalition, die aus abtrünnigen Peronis-
ten und Anhängern einer neuen Gruppierung namens PRO (Propuesta 
Republicana) bestand und von dem Unternehmer Francisco de Narváez so-
wie dem ehemaligen Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Felipe Solá, 
angeführt wurde. Die von Narváez angeführte Liste setzte sich schließlich 
mit knapper Mehrheit gegen die von Kirchner angeführte Liste durch. 
Zwar würde eine genauere Analyse es erfordern, die Wahlergebnisse je-
der einzelnen Provinz auszuwerten, aber symbolisch betrachtet wog die Nie-
derlage in der Provinz Buenos Aires am schwersten. Ergänzend ist festzuhal-
ten, dass der Regierung auch in den anderen wichtigen Distrikten kein Glück 
beschieden war. Dort traten verschiedene Sektoren des Peronismus gegenei-
nander an, von denen der eine den Präsidenten unterstützte und der andere 
von Parteiabtrünnigen angeführt wurde. Außerhalb des peronistischen Spekt-
rums bildete die UCR eine Koalition mit der Coalición Cívica, einer 2000 
vom Radikalismus abgespaltenen Gruppierung, und der Sozialistischen Par-
tei. Auf diese Weise gelang es der UCR, Verluste zu verhindern. Sie gewann 
Stimmen zurück und vermochte die Anzahl ihrer Mandate im Kongress zu 
erhöhen.  
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Als Ergebnis der vorgezogenen Parlamentswahlen büßte die Regierung 
ihre Mehrheit in der Abgeordnetenkammer ein; sie stellte aber weiterhin die 
Fraktion mit den meisten Abgeordneten. Die Abgeordnetenkammer setzt 
sich nun aus 34 Fraktionen zusammen, von denen 15 jeweils nur aus einem 
Mitglied bestehen. Die wichtigsten Fraktionen sind folgende: 
 
Tabelle 2: Fraktionen im Abgeordnetenhaus 
Fraktion Zahl der Abgeordneten 
Frente para la Victoria / PJ – Partido Justicialista 87 
UCR – Unión Cívica Radical 43 
Peronismo Federal  29 
Coalición Cívica  19 
PRO – Propuesta Republicana 11 
Frente Cívico por Santiago   7 
Partido Socialista    6 
Peronista    6 
Nuevo Encuentro Popular   5 
GEN   5 
Movimiento Proyecto Sur   5 
Quelle: Cámara de Diputados de la Nación (<http://www.diputados.gov.ar>). 
 
Auch im Senat verlor der Frente para la Victoria knapp seine Mehrheit; mit 
Unterstützung einiger Senatoren, die sich innerhalb des peronistischen 
Spektrums bewegen, könnte er diese jedoch wiedererlangen.  
Wie dieser kurze Überblick gezeigt hat, kann in Argentinien nicht von 
einem stabilen Parteiensystem die Rede sein. Was 1983 zunächst nach einem 
Zweiparteiensystem aussah, verwandelte sich später in ein von einer Partei 
dominiertes System, das dann ab 1995 Züge eines Vielparteiensystems er-
langte. Ab 2003 nahm das System Züge eines Vielparteiensystems an, in 
dem eine politische Gruppierung (der Peronismus) eine dominierende Rolle 
spielte und sich einer fragmentierten Ansammlung kleinerer Parteien gegen-
übersah, von denen auf keine mehr als 20% der Stimmen entfielen. Aller-
dings deuten die Wahlen von 2005, 2007 und insbesondere von 2009 darauf 
hin, dass die Fragmentierung auch den Justizialismus erreicht hat. Im Fol-
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genden geht es um diejenigen Faktoren, die die geringe Stabilität des Partei-
ensystems erklären können. 
 
2. Die Zunahme der Wechselwähler 
Im Hinblick auf das Verhältnis zwischen Wählern und Parteien können ins-
besondere zwei Phänomene hervorgehoben werden: einerseits die stetige 
Zunahme der Wechselwähler, andererseits die relativ große Stabilität der auf 
den PJ entfallenden Stimmen. Als Ausgangspunkt für die Behandlung dieser 
beiden Aspekte ist die Verwendung einer traditionellen Unterscheidung zur 
Beschreibung des Wahlverhaltens sehr nützlich: derjenigen zwischen 
Stammwählern und Wechselwählern. Das Band, das Stammwähler mit ihrer 
Partei verbindet, beruht auf einer Beziehung der Zugehörigkeit, die einer 
lange existierenden Identifikation mit dieser Partei entspringt und in einem 
dichten Solidaritätsnetz verankert ist. Wechselwähler machen ihre Bezie-
hung zu den Parteien hingegen davon abhängig, ob ihre eigenen politischen 
Präferenzen mit den entsprechenden Angeboten der Parteien übereinstim-
men. Es ist bekannt, dass die Identifikation mit einer Partei in Gestalt von 
Loyalität eine für die Partei unschätzbare Ressource darstellt. Wechselwäh-
ler hingegen haben eine instrumentelle Beziehung zu Parteien. Sie geben bei 
Wahlen jener politischen Gruppierung ihre Stimme, deren Vorschläge ihren 
Werten und Interessen am nächsten kommen. Daher können sie von einer 
Wahl zur anderen die Partei wechseln oder bei ein und derselben Wahl für 
verschiedene Parteien stimmen, wenn gleichzeitig Repräsentanten auf ver-
schiedenen Ebenen (Nation, Provinz, Gemeinde) zu wählen sind.  
Ein erster Hinweis auf die wachsende Zahl von Wechselwählern findet 
sich in dem Prozess der “Parteientbindung” in der Gesellschaft. Von IPSOS 
zwischen 1984 und 2007 erhobene Daten lassen keinen Zweifel an dieser 
Entwicklung. Vergleicht man den Beginn der Demokratisierung mit der 
Gegenwart, so stellt man Folgendes fest: 1984 gaben 26% der Bevölkerung 
an, einer politischen Partei anzugehören; 2007 waren es nur noch 14%. 1984 
behaupteten 47% der Gesellschaft, sie würden einer politischen Partei nahe 
stehen; 2007 waren es nur noch 17%. Am stärksten jedoch beeindruckt die 
nachlassende Fähigkeit der politischen Parteien, die politischen Präferenzen 
der Wähler überhaupt zu strukturieren: Während 1984 nur 7% der Befragten 
angaben, nie Sympathie für irgendeine Partei aufbringen zu können, war 
dieser Anteil 2007 auf 56% angestiegen.  
Ein zweiter Hinweis lässt sich den Wahlergebnissen seit Beginn der Ent-
stehung neuer politischer Parteien und der Unterstützung derselben durch die 
Ana María Mustapic 168
Wählerschaft entnehmen. Wie erwähnt, standen sich bei den ersten beiden 
Präsidentschaftswahlen (1983 und 1989) UCR und PJ im Rahmen einer 
Zweiparteienstruktur gegenüber. Ab 1995 veränderte sich dieses Bild; und 
die UCR war nicht mehr eine der beiden am meisten gewählten Parteien. 
1995 wurde diese Position von dem vom Peronismus abgespaltenen 
FREPASO übernommen, der 28,2% der Stimmen auf sich vereinte, während 
die UCR nur 16,4% der Wähler für sich gewinnen konnte. Bei den Wahlen 
von 1999 kehrte man zu einem System mit zwei starken Polen zurück, wobei 
nun allerdings einer der Pole von einer Koalition besetzt wurde, der aus einer 
Verbindung zwischen UCR und FREPASO entstandenen Alianza. Den ande-
ren Pol bildete der PJ. Die Präsidentschaftswahlen von 2003 waren, wie 
erwähnt, am stärksten von der Auflösung der Bipolarität gezeichnet. Die 
Fragmentierung wiederholte sich bei den Wahlen von 2007, wobei sie sich 
nun vor allem im peronistischen Lager abspielte.  
Die Präsidentschaftswahlen zeigen, dass eine Partei (der PJ) dazu in der 
Lage war, die Unterstützung der Wähler aufrechtzuerhalten, während die 
andere (die UCR) an Bedeutung verlor. Das von der UCR eingebüßte Ter-
rain wurde von anderen Parteien besetzt, was zur Fragmentierung der nicht 
dem peronistischen Lager angehörenden politischen Kräfte führte. Wie ver-
schiedene Autoren festgestellt haben, wiederholten sich diese Entwicklungen 
in starkem Maße bei den Parlamentswahlen (Adrogué/Riz 1991; 
Calvo/Escolar 2005), denen wir uns im Folgenden widmen.  
Eine Form der Auswertung der Wahlergebnisse besteht in der Analyse 
der Sitzverteilung im Kongress. Die folgende Tabelle zeigt die Sitzvertei-
lung im Parlament zwischen 1984 und 2009, wobei zwischen drei Gruppen 
unterschieden wird: den beiden traditionellen Parteien PJ und UCR sowie 
den anderen Parteien. Die Daten sind auf das jeweilige Jahr bezogen und 
spiegeln die Veränderungen wider, die sich ergeben, wenn einzelne Abge-
ordnete sich von ihrer ursprünglichen Fraktion lösen und eine neue bilden 
oder sich einer anderen anschließen. 
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Tabelle3: Zusammensetzung der Abgeordnetenkammer  
nach Fraktionen (% der Sitze) 
 PJ UCR Andere Fraktionen 
1984 43,48 50,99   5,53 
1985 24,60 54,76 20,63 
1986 24,60 54,76 20,63 
1987 24,11 50,99 24,90 
1988 37,94 45,06 17,00 
1989 39,13 44,66 16,21 
1990 47,43 35,57 17,00 
1991 43,48 35,18 21,34 
1992 45,53 33,20 21,79 
1993 45,14 33,20 22,18 
1994 49,81 32,81 17,90 
1995 47,47 32,81 20,23 
1996 50,97 26,88 22,57 
1997 50,19 26,88 23,35 
1998 46,30 26,09 28,02 
1999 46,30 26,88 27,24 
2000 38,52 32,02 29,96 
2001 38,91 31,23 30,35 
2002 47,08 25,69 27,63 
2003 44,75 24,11 31,52 
2004 50,19 17,39 32,68 
2005 49,81 17,79 32,68 
2006 45,91 14,23 40,08 
2007 43,75 16,02 40,23 
2008 49,81   9,49 40,86 
2009 33,85 16,73 49,42 
Quelle: Eigene Zusammenstellung unter Verwendung von Daten der Dirección de Informa-
ción Parlamentaria, Cámara de Diputados, Congreso de la Nación (Zeitraum 1983-2004 
und 2008). Für 2005-2007: website des Ministerio del Interior de la Nación (<http:// 
www.mininterior.gov.ar/elecciones/archivos_xls/Dip2005-2009_2007-2011.xls>. Für das 
Jahr 2009: <http://www.diputados.gov.ar>.  
 
Sieht man von einigen Fluktuationen – wie etwa denen der ersten Jahre – ab 
und vernachlässigt ebenso die auf interne Spaltungen des PJ zurückzufüh-
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renden Verschiebungen, so ist festzustellen, dass die Spalte “andere Fraktio-
nen” eine aufsteigende Tendenz beibehalten hat. Im Zeitraum 1984-2008 ist 
die Zahl der Sitze des PJ von 43,48% auf 49,81% gestiegen, während die der 
UCR von 50,99% auf 9,49% gefallen und die der anderen politischen Kräfte 
von 5,53% auf 40,86% angewachsen ist. Wechselwähler neigen dazu, die 
zuletzt genannte Gruppe von Parteien zu unterstützen.  
Die Wahlen von 2009 haben einige Neuordnungen mit sich gebracht. 
Die UCR gewann Teile der verlorenen Sitze zurück, während die steigende 
Tendenz der “anderen Fraktionen” weiter anhielt, jetzt auf Kosten des PJ. 
Mehr noch: der prozentuelle Zuwachs von Vertretern “anderer Fraktionen” 
entspricht dem der vom Peronismus abtrünnigen Abgeordneten, die sich von 
dem offiziellen, vom ehemaligen Präsidenten Kirchner geführten Stamm der 
PJ getrennt haben. Es ist noch zu früh um abzusehen, ob diese Fragmentie-
rung der PJ sich fortsetzen wird. 
Ein anderer wichtiger Aspekt betrifft die unterschiedlichen Motive, die 
hinter einer Stimmabgabe für den Radikalismus oder für den Peronismus 
stehen. Während eine Stimmabgabe für die UCR eher auf (aktuellen) Ein-
schätzungen (von inhaltlichen Angeboten und Personen) beruht, verfügt der 
Peronismus über ein großes Stammwählerlager, das der Partei gegenüber 
loyal ist. Das zeigte sich bereits bei den Wahlen von 1983, bei denen der 
Präsidentschaftskandidat der UCR zwar von der Mehrheit der Bevölkerung 
unterstützt wurde, diese Mehrheit sich aber unterschiedlich aufteilte, als die 
Parlaments- und Gouverneurswahlen stattfanden. Der PJ konnte hingegen 
bei allen diesen Wahlen etwa die gleiche Anzahl an Stimmen erzielen. Mitte 
der 1990er Jahre durchgeführte Umfragen zeigen, dass der PJ von einem 
Stammwählerpotenzial in Höhe von 25% der Wahlberechtigten ausgehen 
kann, die sich mit dem Peronismus identifizieren (Levitsky 2005b).  
Die Wahlen von 2001 markieren einen Wendepunkt in der Entwicklung 
des argentinischen Parteiensystems (Mustapic 2002). Die Regierung der 
Alianza war nicht nur mit internen Spannungen konfrontiert (Vizepräsident 
Carlos Álvarez, gleichzeitig Chef des FREPASO, war von seinem Amt zu-
rückgetreten), sondern auch mit einer äußerst schwierigen wirtschaftlichen 
Situation. Die Unzufriedenheit der Wähler ließ nicht auf sich warten. Aber 
wie bereits erwähnt, blieb das Wählervotum für den Peronismus relativ 
stabil, während die Stimmabgabe für andere politische Kräfte sich durch 
starke Volatilität auszeichnete. Viele dieser Stimmen wanderten ins Lager 
der Nichtwähler oder wurden zu ungültigen und unausgefüllt abgegebenen 
Stimmzetteln (Escolar et al. 2002).  
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Die Senatswahl verdient einen gesonderten Kommentar. Laut Verfas-
sung sind alle Provinzen im Senat jeweils mit der gleichen Zahl von Senato-
ren vertreten. Bis zur Verfassungsreform von 1994 waren es zwei Senatoren, 
die von den Provinzparlamenten gewählt wurden. Seit 1994 sind es drei 
Senatoren pro Provinz, die in jeder Provinz direkt gewählt werden. Insge-
samt bedeutet dies einen Vorteil für den Peronismus, da dessen beständigster 
Rückhalt sich in den am wenigsten besiedelten Provinzen und in den ärmsten 
Regionen des Landes befindet. Die treue Anhängerschaft der Wähler aus 
diesen Provinzen hat dem Justizialismus seit 1983 zunächst die Mehrheit 
und später die absolute Mehrheit im Senat gesichert.  
Festzuhalten bleibt somit, dass in neuerer Zeit mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung keiner politischen Partei Sympathie entgegenbringt. Während 
es dem Peronismus gelungen ist, sich ein beträchtliches Stammwählerpoten-
zial zu erhalten, ist der nicht peronistische Pol des Parteiensystems durch 
stärkere Heterogenität und Volatilität charakterisiert (Torre 2005).  
Werfen wir am Ende dieses Abschnitts noch einen Blick auf die Ursa-
chen für die Zunahme der Wechselwähler. Eine Ursache für diese Entwick-
lung hängt mit der Menschenrechtsbewegung zusammen, die in der letzten 
Diktatur entstand und im Zuge des Übergangs zur Demokratie an Bedeutung 
gewann. Ihre Kritik an der extremen Willkür des Staates bot den Stoff für 
die symbolische Konstruktion einer allgemeiner gefassten Kritik an jeglicher 
Form der Beliebigkeit in der Ausübung staatlicher Gewalt. Der Menschen-
rechtsbewegung schloss sich in der Folgezeit eine Reihe von Gruppierungen 
an, die ihre Forderungen als Rechte darstellten und nicht zögerten, sich an 
die Justiz zu wenden, um diese durchzusetzen. So führten zum Beispiel die 
gewaltsamen Ausschreitungen vonseiten der Polizei zur Mobilisierung be-
stimmter Gruppen, und es weitete sich in der Folge das Repertoire der zivi-
len Rechte aus, deren Nichtanerkennung und Verletzung als Ansporn zur 
Ausweitung der Bürgerrechtsbewegungen diente. Diese Erfahrungen, die 
sich unabhängig von den Parteistrukturen entwickelten, erreichten eine be-
sondere Ausdrucksform mit der Bildung von Vereinigungen, die darauf ge-
richtet waren, die Bürgerbeteiligung zu fördern und die Handlungen der 
Regierung zu kontrollieren. Zu diesen Neuerungen gesellte sich ein 
investigativer Journalismus, der darauf abzielte, Fälle von Korruption oder 
Menschenrechtsverletzungen durch die Regierung aufzudecken. 
Die Mobilisierung dieser “aktiven Minderheiten” führte dazu, dass nun 
die politische Tagesordnung nicht mehr nur auf Verteilungsfragen be-
schränkt blieb, sondern auch die Einhaltung der Gesetze und Fragen der 
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öffentlichen Ethik einschloss (Peruzzotti 2002). So führten die Menschen- 
und Bürgerrechtsproteste sowie die Forderungen an die Regierung zur He-
rausbildung einer anspruchsvolleren Wählerschaft, die nun besser informiert 
war als früher und aufmerksamer die Angebote der Parteien begutachtete. 
Auf diese Weise kam es zu einem Prozess der Umdeutung des Konzeptes 
der politischen Repräsentation: statt auf dem Prinzip der “Bevollmächti-
gung” basierte es in den Augen der Gesellschaft nun stärker auf dem Prinzip 
der Rechenschaftspflicht der Politiker für ihr Handeln (Peruzzotti 2005).  
Diese Veränderungen in der Wählerschaft erlauben es, den Sieg Alfon-
síns im Jahr 1983 zu verstehen; sie erklären aber auch die spätere Abwande-
rung seiner Wähler zum linken und rechten Parteienspektrum. Sie machen 
den Triumph Menems in den Jahren 1989 und 1995 ebenso verständlich wie 
den Sieg der Alianza 1999 und deren Debakel im Jahr 2001. Die Existenz 
eines großen Lagers an Wechselwählern sorgt dafür, dass sich die Waage 
zugunsten des einen oder des anderen Präsidentschaftskandidaten neigt und 
trägt zur Veränderung in der Zusammensetzung der Abgeordnetenkammer 
bei. Sie reicht jedoch nicht aus, um das politische Profil des Senats zu verän-
dern. Wir kommen auf dieses Thema später noch einmal zurück. 
 
3. Ursachen für die Fragmentierung des Parteiensystems 
Die Fragmentierung des argentinischen Parteiensystems kann an der Zu-
nahme der “effektiven Zahl der Parteien” seit 1983 abgelesen werden. Bei 
den Präsidentschaftswahlen von 1983 betrug sie 2,32; 1989 stieg sie auf 
2,95; 1995 belief sie sich auf 2,74; 1999 stieg sie auf 3,18; 2003 lag sie sogar 
bei 5,65 und sank dann 2007 wieder auf 3,41. Auch bei den Parlamentswah-
len war eine Zunahme der “effektiven Zahl der Parteien” zu beobachten. 
Zwischen 1983 und 2007 nahm sie in 17 von 24 Distrikten zu, währen sie in 
7 Distrikten gesunken ist. 
Eine Erklärung für diesen Fragmentierungsprozess bieten jene Faktoren, 
die die Entstehung von neuen Parteien begünstigen und die den Untereinhei-
ten der Parteien strategische und organisatorische Autonomie verschaffen. In 
diesem Zusammenhang ist ein Blick auf das Parteiengesetz und die organisa-
torischen Merkmale der Parteien notwendig.  
Die rechtlichen Rahmenbedingungen 
Die Gesetzgebung sieht nur geringe Hürden für die Gründung einer neuen 
Partei vor. Ein wichtiges Merkmal des Gesetzes (23.298) besteht in der Un-
terscheidung zwischen zwei Typen von Parteien: Distriktparteien und natio-
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nalen Parteien. Die territoriale Basis jeder Partei ist der Distrikt, dessen Aus-
dehnung in Argentinien mit den Provinzen deckungsgleich ist. Wenn eine 
Partei in mindestens fünf Distrikten anerkannt ist, erhält sie den Status einer 
nationalen Partei. Die Gesetzgebung führt so einen territorialen Gesichts-
punkt der Differenzierung ein, der einen Unterschied zu anderen Ländern 
wie Mexiko und Brasilien darstellt. In diesen Ländern erkennt die nationale 
Gesetzgebung nur die Existenz von Parteien auf nationaler Ebene an. Um als 
Partei anerkannt zu werden, müssen diese über einen bestimmten Rückhalt 
in der Bevölkerung verfügen. In Mexiko müssen Parteien in 10 der 32 und in 
Brasilien in 9, d.h. in einem Drittel der Bundesstaaten, anerkannt sein. Aller-
dings sind dort die Parteiorganisationen der Bundesstaaten nicht unabhängig 
vom gesamten Parteiapparat organisiert. Dies ist hingegen in Argentinien der 
Fall, wo die Autonomie der Parteien auf der Provinzebene durch die nationa-
le Gesetzgebung anerkannt wird und entsprechend der Rechtsnorm Vorrang 
gegenüber der nationalen Organisation hat. Der Unterschied zwischen Par-
teien auf Ebene des Distrikts und solchen auf nationaler Ebene besteht darin, 
dass nur nationale Parteien Präsidentschaftskandidaten aufstellen können. 
Die Wahl von Senatoren und Abgeordneten ist dagegen eine Kompetenz der 
Distriktparteien.  
Die Berechtigung zur Gründung von Parteien in nur einem Distrikt ist 
ein wichtiger Anreiz zur Vermehrung der Zahl der Parteien. Genau dies ge-
schah im Lauf der Jahre. So begann die Demokratie 1983 mit 79 Parteien, 
2005 waren es bereits 304. Außerdem wuchs die Tendenz zur Gründung von 
Parteien, die nur auf einen Distrikt beschränkt waren. 1983 waren 65% der 
bestehenden Parteien in nur einem Distrikt vertreten, 2005 stieg dieser Pro-
zentsatz auf 81%. Durchschnittlich war 1983 jede Partei in vier Distrikten 
aktiv, während es 2005 kaum mehr als zwei waren. Die Strategie zur Grün-
dung neuer Parteien konzentrierte sich auf wenige Distrikte. Im Übrigen sind 
nur zwei Parteien in allen 24 Provinzen vertreten: PJ und UCR.  
Eine wichtige Konsequenz dieser größeren Anzahl von Parteien besteht 
in der Veränderung der Strategien des Parteienwettbewerbs, insbesondere 
was die Bildung von Wahlbündnissen betrifft. Zwar sind im Laufe der Jahre 
Fluktuationen hinsichtlich der Gesamtzahl an Bündnissen zu erkennen, aber 
die Daten hinsichtlich des Umfangs der Bündnisse sind eindeutig. An diesen 
sind zunehmend mehr Parteien beteiligt. Zudem kann ein und dasselbe 
Wahlbündnis je nach Distrikt mit verschiedenen Parteien gebildet werden, 
und ein und dieselbe Partei kann in verschiedenen Distrikten unterschiedli-
che Allianzen eingehen. So ist es durchaus möglich, dass eine Partei in ei-
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nem Distrikt ein Bündnis mit einer oder mehreren Parteien schließt, mit de-
nen sie in einem anderen Distrikt konkurriert.  
Die dezentralisierte Organisation der Parteien 
Die organisatorischen Merkmale der Parteien verleihen auch den territoria-
len Untereinheiten ein bestimmtes Ausmaß an Selbstständigkeit. Dieser As-
pekt wird im Folgenden an den beiden traditionellen Parteien UCR und PJ 
illustriert, wobei die entsprechenden Überlegungen für alle Parteien von 
nationaler Reichweite gelten. Die Organisations- und Funktionsmerkmale 
der Parteien können anhand der Regeln der innerorganisatorischen Macht-
verteilung analysiert werden.  
Zunächst gilt es zu betonen, dass die territoriale Organisation der natio-
nalen Parteien mit dem föderalen System Argentiniens übereinstimmt. Die 
Parteien replizieren im Inneren ihrer Organisation diese territorialen Auftei-
lungen und übernehmen eine entsprechende Autoritätsstruktur: auf Ebene 
des Landes, der Provinz und auf lokaler Ebene. Neben den obersten nationa-
len Parteigremien – beispielsweise in Form von Räten, Ausschüssen und 
nationalen Komitees – existieren auch auf der Ebene der Provinzen Füh-
rungsgremien in Form von Räten, Ausschüssen und Komitees, die ihrerseits 
mit den Gremien auf lokaler Ebene in Verbindung stehen.  
Zweitens ist zu berücksichtigen, dass die Untereinheiten über ein hohes 
Maß an Unabhängigkeit verfügen, insbesondere die Provinzorganisationen 
gegenüber den nationalen Parteien. Mehrere Faktoren tragen zu dieser de-
zentralisierten Machtstruktur bei: Die Parteiorganisationen auf Ebene der 
Provinzen besitzen ausreichende Entscheidungsbefugnisse, um ihre eigenen 
Führungskräfte zu bestimmen. Die nationale Parteiführung hat, von besonde-
ren Ausnahmen abgesehen, keine Möglichkeit, sich in diese Entscheidungen 
einzumischen. Zudem verfügen die Parteiorganisationen auf der Ebene der 
Provinzen über einen relativ weiten Ermessensspielraum zur Festlegung 
ihrer internen Regeln. So entscheidet jeder Distrikt über seine eigene Füh-
rungsstruktur, seine Wahlregeln, die Dauer der Mandate, die Einführung 
unterschiedlicher Repräsentationsprinzipien, usw. 
Ein dritter wichtiger Faktor hängt mit der staatlichen Parteienfinanzie-
rung zusammen, die zum großen Teil den Parteiorganisationen auf Ebene der 
Provinzen zugute kommt. Laut Parteiengesetz müssen 80% der einer Partei 
zustehenden Gelder direkt an die Gremien auf Distriktebene verteilt werden; 
nur die verbleibenden 20% sind für die nationale Parteiorganisation be-
stimmt. Diese untergeordnete Position der nationalen Organisation im Hin-
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blick auf die Zuweisung staatlicher Gelder kommt auch in den Satzungen der 
Parteien zum Ausdruck. Diese sehen vor, dass die nationale Leitung der 
Parteien zu einem guten Teil auf den Beiträgen der Distrikte basiert.  
 
4. Die Personalisierung der Macht 
Um die argentinische Parteipolitik zu verstehen, ist es notwendig, auf einen 
weiteren Faktor hinzuweisen: das Fehlen von programmatischen Parteien. 
Die wichtigsten Parteien des Landes sind nicht programmatisch orientiert, 
weshalb die ideologische Distanz zwischen ihnen gering ist. Wenn die Ideo-
logie keine Trennlinie darstellt, die eine Partei von einer anderen unterschei-
den könnte, und wenn sie auch keine Grundlage des innerparteilichen Wett-
bewerbs ist, so stellt sich die Frage nach den Gesichtspunkten, die dafür 
bestimmend sind. Eine zentrale Rolle spielen in diesem Zusammenhang die 
persönlichen Qualitäten der Führungsfiguren und deren Abschneiden bei 
Wahlen. Vor allem innerparteiliche Erfolge hängen stark von den Fähigkei-
ten der Führungspersönlichkeiten ab, selektive Anreize zu schaffen. Dies gilt 
vor allem für Parteien, die an der Macht sind. Deren Innenleben wird von 
einer auf dem Prinzip der Patronage basierenden Dynamik bestimmt 
(Scherlis 2008). Der andere Teil des Erfolgs hängt davon ab, welche Bezie-
hung ein führender Politiker mit den Wählern etablieren kann.  
In diesem Rahmen, in dem kollektive Anreize an Bedeutung verlieren 
und die Parteipolitik vorwiegend zu Wahlpolitik wird, erweitern sich die 
möglichen Kombinationen und Strategien. Als Beispiele dafür können die 
beiden folgenden Fälle gelten: Der erste Fall verweist auf die Präsident-
schaftswahlen von 2007 als vollendeter Ausdruck für die Kunst der Verbin-
dung. Die Frau des Präsidenten, Cristina Fernández de Kirchner, war die 
Kandidatin mit den besten Chancen, die Nachfolge ihres Mannes anzutreten. 
Sofort bemühten sich die derselben Partei angehörenden Kandidaten und 
auch die Kandidaten zahlreicher verbündeter kleiner Parteien verschiedener 
Kategorien und Ebenen – Abgeordnete, Senatoren, Gouverneure, Provinzab-
geordnete sowie Gemeindepolitiker – darum, den Mitschleppeffekt (coattail 
effect) zu nutzen. Die Präsidentschaftskandidatin akzeptierte ihrerseits Bei-
tritte aus verschiedenen Lagern zu ihrem Bündnis. Infolgedessen waren die 
Wahlkabinen voller Stimmzettel, auf denen dieselbe Präsidentschaftsliste 
von unterschiedlichen Kandidatenlisten begleitet wurde, die untereinander 
für Ämter auf niedrigerer Ebene in Konkurrenz standen. 
Das zweite Beispiel bezieht sich ebenfalls auf den PJ. Eine der Strate-
gien der dem Justizialismus angehörenden Führungskräfte auf der Ebene der 
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Distrikte besteht darin, sich von der Partei zu trennen, um eine eigene Partei 
zu gründen und bei den Wahlen gegen die offizielle Liste anzutreten. Nach 
dem Ende der Wahl und der Bekanntgabe des Ergebnisses ist es üblich, dass 
die Rebellen – siegreich oder nicht – in die offiziellen Reihen zurückkehren. 
Die Kosten des Parteiaustritts und des Wiedereintritts sind eindeutig niedrig. 
Der eigentümlichste Fall dieser Art ereignete sich während der Präsident-
schaftswahlen von 2003. Da der PJ nicht dazu in der Lage war, sich auf ei-
nen Präsidentschaftskandidaten zu einigen, autorisierte er (mit Zustimmung 
des Wahlgerichts) die Aufstellung von drei Kandidaten. Da allen dreien un-
tersagt worden war, unter dem offiziellen Namen der Partei zu kandidieren, 
präsentierte sich jeder von ihnen im Namen unterschiedlicher Wahlbündnis-
se. Jedem dieser Bündnisse gehörte mindestens eine auf Distriktebene beste-
hende Organisation des PJ an. 
In einem Kontext der zunehmenden Fragmentierung der Parteien, der 
Eigenständigkeit der organisatorischen Untereinheiten und einer wachsenden 
Zahl von Wechselwählern ist die Stärkung der Bedeutung von Führerschaft 
auf der Ebene der Provinzen und auf nationaler Ebene unausweichlich. Auf 
der nationalen Ebene flüchten sich die Parteien auf der Suche nach einem 
verbindenden Prinzip letztlich zum Präsidenten oder zu den Präsident-
schaftskandidaten. Diese Personalisierung der Politik gesellt sich zu jener, 
die bereits von den Kommunikationsmedien und den neuen Informations-
technologien produziert wurde. Die Auswirkungen dieses Phänomens auf die 
Machtausübung haben zu dem geführt, was einige Autoren als “Präsiden-
tialisierung der Politik” bezeichnen (Poguntke/Webb 2005). 
Nimmt man die europäischen Erfahrungen als Bezugsrahmen, so wird 
der Kontrast zwischen einer stärker auf Parteien zugeschnittenen Form der 
Politik in der Vergangenheit und einer eher auf Personen zugeschnittenen 
oder “präsidentialisierten” politischen Praxis in der Gegenwart deutlich. Im 
Vergleich dazu weisen sowohl Argentinien als auch einige andere Länder 
Lateinamerikas Unterschiede auf. Die Personalisierung der Macht ist hier ein 
Phänomen, dessen Ursprung vor dem Aufkommen der neuen Kommunikati-
onstechnologien liegt. Die beiden populären Parteien Argentiniens, UCR 
und PJ, sind jeweils gegen Ende des 19. und gegen Mitte des 20. Jahrhun-
derts als catch all parties entstanden, d.h. als Parteien mit schwachen ideo-
logischen Grundlagen, die darum bemüht waren, eine breite gesellschaftliche 
Basis zu finden. Die für die Entstehung der europäischen Parteien wichtigen 
gesellschaftlichen Konfliktlinien waren für die Herausbildung der argentini-
schen Parteien weniger relevant. Dagegen war die Existenz von starken, 
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charismatischen Führungsgestalten – Hipólito Yrigoyen im Falle der UCR 
und Juan Domingo Perón für den PJ – von entscheidender Bedeutung, insbe-
sondere aufgrund ihrer Fähigkeit, Trennungslinien zu entwerfen, die schließ-
lich die Gesellschaft in zwei Lager spalteten.  
So ist der jüngste Trend hin zur Präsidentialisierung in eine Tradition 
eingebettet, in der die Partei wenig Autonomie gegenüber ihren Führungsfi-
guren besitzt und die Beziehung dieser Führungsgestalten zur Wählerschaft 
einem plebiszitären Prinzip unterliegt. Dieser neue Trend äußert sich vor 
allem in einer der von Poguntke und Webb aufgezeigten Facetten: der Aus-
weitung der legislativen Machtkompetenzen der Exekutive. Mit der Verfas-
sungsreform von 1994 kamen zu den bestehenden Kompetenzen des Präsi-
denten in Form von Gesetzesinitiativen und der Möglichkeit eines absoluten 
Vetos die Ermächtigung zur Verabschiedung von Dekreten, das partielle 
Veto und die Übertragung legislativer Kompetenzen hinzu. Die Fähigkeit 
des Präsidenten zu unilateralem Handeln wurde dadurch sehr gestärkt. 
Gleichzeitig nahm auch seine Verwundbarkeit zu. Dies führt uns zu den 
Auswirkungen dieses Prozesses auf die präsidiale Demokratie.  
Eine der Neuigkeiten der Demokratie in diesen Jahren besteht in den 
häufigen Rücktritten von Präsidenten. Seit 1983 sind in Argentinien vier 
Präsidenten zurückgetreten: Raúl Alfonsín 1989 – wenige Monate vor Been-
digung seines Mandats; Fernando de la Rúa 2001; Adolfo Rodríguez Saá 
ebenso 2001 – eine Woche nach seiner Ernennung durch den Kongress als 
Ersatz für De la Rúa – und Eduardo Duhalde im Jahr 2003. Alle diese Rück-
tritte ereigneten sich im Kontext starker wirtschaftlicher und sozialer Krisen. 
Die politische Dynamik des argentinischen Präsidentialismus ist somit heute 
dadurch geprägt, dass die Möglichkeit eines Rücktritts des Chefs der Exeku-
tive zu einer Alternative geworden ist, die von allen Akteuren in ihr Kalkül 
und in ihre Strategien einbezogen wird (Mustapic 2005). 
 
5. Schlussbemerkung 
Seit 1983 hat das argentinische Parteiensystem grundlegende Veränderungen 
erfahren. Das von PJ und UCR beherrschte Zweiparteiensystem wurde durch 
ein Vielparteiensystem ersetzt, in dem der PJ eine dominierende Position 
beibehielt, während die UCR zum Bestandteil einer Ansammlung heteroge-
ner politischer Kräfte wurde, die über ein deutlich geringeres Stammwähler-
potenzial verfügen als der PJ. Heutzutage ist es angebracht, angesichts eines 
weiter fortschreitenden Fragmentierungsprozesses, der sich inzwischen auf 
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den Justizialismus ausgeweitet hat, von einem fließenden Parteiensystem zu 
sprechen.  
Verschiedene Faktoren haben zu dieser Entwicklung beigetragen. Dazu 
gehört zum einen die zunehmende Anzahl von Wechselwählern, die sich 
nicht mehr mit einer Partei identifizieren und dadurch die Tendenz zur Vola-
tilität des Wählerverhaltens verstärken. Zum anderen wird der Hang zu Par-
tikularismus und Lokalismus durch die Parteiengesetzgebung und die de-
zentrale Organisation der politischen Parteien gefördert. Im Ergebnis nähert 
sich das argentinische Parteiensystem stark dem atomisierten Pluralismus 
von Sartori an, den Bardi/Mair (2008) in Erinnerung rufen, wenn sie von 
einer Situation sprechen, in der die Parteien “nur Etiketten, schwache Koali-
tionen von Notablen sind, die üblicherweise bei jeder Wahl wechseln”.  
Die Auswirkungen dieser Entwicklungen wurden in Anlehnung an 
Poguntke und Webb (2005) als Ausweitung des Phänomens der Präsidentia-
lisierung der Exekutive beschrieben. Die bereits zuvor zentrale Rolle des 
Präsidenten wurde durch zusätzliche Kompetenzen weiter gestärkt. Im Er-
gebnis ist es zu autokratischen und beliebigen Verfahren der Entscheidungs-
findung gekommen. Die Kehrseite dieser Kombination von Faktoren ist die 
Verwundbarkeit der Figur des Präsidenten in Krisensituationen. Dies wird an 
den Rücktritten der Präsidenten deutlich. Paradoxerweise handelt es sich 
dabei um einen Mechanismus, mit dessen Hilfe die lateinamerikanischen 
Präsidialdemokratien dazu in der Lage sein könnten, Krisen zu überleben. 
Wie Juan Carlos Torre (1993) andeutet, kann der hochgradig personalisierte 
und unilaterale Stil im Umgang mit Krisen als ein verdeckter Segen betrach-
tet werden, da er es erlaubt, dass die Verantwortung für die Ausübung der 
Macht auf die Regierung und nicht auf das demokratische System zurück-
fällt. 
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